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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur weiteren Aufbesserung von Leistungen ausRenten- 
und Pensionsversicherungen sowie aus Kapitalzwangsversiche- 
rungen 

— Drucksache IV/810 — 

mit den Beschlüssen des Wirschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


E n i w ii r f 


Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Aufbesserung 
von Leistungen aus Renten- und Pensionsversiche- 
rungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ABSCHNITT I 

Aufbesserung von Leistungen 
aus Renten- und Penisionsversicherungen 

§ 1 

Das Gesetz über Leistungen aus vor der Wäh- 
rungsreform cingegangenen Renten- und Pensions- 
versicherungen (Renlenaufbesserimgsgesetz) in der 
Fassung vom 15. Februar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 118) ist auf die nach dem 30. Juni 1962 fällig ge- 
wordenen oder werdenden Leistungen aus den dort 
bezei ebneten Renten- und Pensions Versicherungs- 
Verhältnissen mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
der Versicherer für jede Reichsmark eine Deutsche 
Mark zu zahlen hat. 


Aus § 1 sich ergebende Nachzahlungen werden 
sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
fällig. 

§ 3 

(1) Den Versicherungsunternehmen werden in 
Höhe des Betrages, um den sich die Prämienreserve 
infolge der Anwendung des § 1 erhöht, Renten- 


Bg Schlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Aufbesserung 
von Leistungen aus Renten- und Pensionsversiche- 
rungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ABSCHNITT I 

Aufbesserung von Leistungen 
aus Renten- und Pensionsversicherungen 

§ 1 

Das Gesetz über Leistungen aus vor der Wäh- 
rungsreform eingegangenen Renten- und Pensions- 
Versicherungen (Rentenaufbesserungsgesetz) in der 
Fassung vom 15. Februar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 118) und Abschnitt II des saarländischen Gesetzes 
Nr. 669 zur Aufbesserung von Leistungen aus Le- 
bens- und Rentenversicherungen im Saarland vom 
19. Juni 1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1085) 
sind auf die nach dem 30. Juni 1962 fällig geworde- 
nen oder werdenden Leistungen aus den dort be- 
zeichneten Renten- und Pensionsversicherungsver- 
hältnissen mit der Maßgabe anzuwenden, daß der 
Versicherer für jede Reichsmark eine Deutsche Mark 
zu zahlen hat. 

§ 2 

unverändert 

§ 3 

unverändert 
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Entwurf 

ausgleichsforderungen gegen den Bund zugeteilt. 
Die Erhöhung der Prämienreserve ist nach einem 
von der Versicherungsaufsichtsbehörde zu genehmi- 
genden Geschäftsplan zu ermitteln. Die Rentenaus- 
gleichsforderungen gelten als am 1. Juli 1962 ent- 
standen und sind von diesem Tage an mit 3 V 2 
vom Hundert zu verzinsen. Die Zinsen sind halb- 
jährlich, erstmals zum 1. Januar 1963, zu zahlen. 

(2) § 5 Abs. 2 bis 4 des Rentenaufbesserungsge- 
setzes gilt entsprechend. 

ABSCHNITT II 

Aufbesserung von Leistungen 
aus Kapitalzwangsversicherungen 

§ 4 

(1) Aus den in § 4 des Gesetzes zur Aufbesserung 
von Leistungen aus Renten- und Pensionsversiche- 
rungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen 
vom 24. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) 
bezeichneten Versicherungsverträgen schuldet der 
Versicherer dem Anspruchsberechtigten mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1963 zuzüglich zu der in § 5 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 
bestimmten zusätzlichen Versicherungssumme eine 
weitere zusätzliche Versicherungssumme in Höhe 
von 30 vom Hundert des Unterschiedsbetrages der 
Versicherungssumme in Reichsmark und der Ver- 
sicherungssumme in Deutscher Mark unter Auf- 
rundung auf volle Deutsche Mark. § 5 Abs. 1 
Satz 2 und 3 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 
gilt entsprechend. 


(2) Absatz 1 gilt auch, wenn der Versicherungsfall 
vor dem 1. Januar 1963 eingetreten ist. 

(3) Für die zusätzliche Versicherungssumme nach 
Absatz 1 ist ein von der Versicherungsaufsichts- 
behörde zu genehmigender Geschäftsplan maßge- 
bend. 6 und 8 des Gesetzes vom 24. Dezember 
1956 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 5 

Die auf Grund des § 4 sich ergebenden Nachzah- 
lungen werden nicht vor Ablauf von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig. 


Beschlüsse des 16 . Ausschusses 


ABSCHNITT II 

Aufbesserung von Leistungen 
aus Kapitalzwangs Versicherungen 

§ 4 

(1) Aus den in § 4 des Gesetzes zur Aufbesserung 
von Leistungen aus Renten- und Pensionsversiche- 
rungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen 
vom 24. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) 
bezeichneten Versicherungsverträgen schuldet der 
Versicherer dem Anspruchsberechtigten mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1963 zuzüglich zu der in § 5 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 
bestimmten zusätzlichen Versicherungssumme eine 
weitere zusätzliche Versicherungssumme in Höhe 
von 30 vom Hundert des Unterschiedsbetrages der 
Versicherungssumme in Reichsmark und der Ver- 
sicherungssumme in Deutscher Mark unter Auf- 
rundung auf volle Deutsche Mark. § 5 Abs. 1 Satz 2 
und 3 und § 8 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 
gelten entsprechend. 

(1 a) Aus den in § 5 des saarländischen Gesetzes 
Nr. 669 bezeichneten Versicherungsverträgen schul- 
det der Versicherer den Anspruchsberechtigten mit 
Wirkung vom 1. Januar 1963 zuzüglich zu der in 
§ 6 des saarländischen Gesetzes Nr. 669 bestimmten 
zusätzlichen Versicherungssumme eine weitere 
zusätzliche Versicherungssumme, deren Höhe zwei 
Drittel der sich nach § 6 Abs. 1 Satz 1 des saarlän- 
dischen Gesetzes Nr. 669 ergebenden zusätzlichen 
Versicherungssumme beträgt. § 6 Abs. 1 Satz 2 
und 3 des saarländischen Gesetzes Nr. 669 gilt ent- 
sprechend. 

(2) Absatz 1 und 1 a gelten auch, wenn der Ver- 
sicherungsfall vor dem 1. Januar 1963 eingetreten 
ist. 

(3) Für die zusätzliche Versicherungssumme nach 
Absatz 1 und 1 a ist ein von der Versicherungsauf- 
sichtsbehörde zu genehmigender Geschäftsplan maß- 
gebend. § 6 des Gesetzes vom 24. Dezember 1956 
ist entsprechend anzuwenden. 

§ 5 

unverändert 
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§ 6 

(1) Den Versicherungsunternehmen werden in 
Höhe des Betrages, der zur Deckung der sich nach 
§ 4 Abs. 1 ergebenden zusätzlichen Verbindlich- 
keiten erforderlich ist, Ausgleichsforderungen gegen 
den Bund zugeteilt. §§ 6 und 7 Abs. 1 des Renten- 
aufbesserungsgesetzes gelten entsprechend. Be- 
stimmungen über die Berechnung zusätzlicher Prä- 
mienreserven für Leistungen nach § 4 Abs. 1 sind 
in den Geschäftsplan nach § 4 Abs. 3 aufzunehmen. 

(2) Die Versicherungsunternehmen haben die 
Ausgleichsforderungen für die in einem Kalender- 
halbjahr anerkannten Ansprüche jeweils bis zum 
Ende des folgenden Kalenderhalbjahres zu berech- 
nen und anzumelden; die Berechnung bedarf der 
Bestätigung durch die Versicherungsaufsichtsbehörde. 


(3) Die Ausgleichsforderungen gelten als am 
1. Januar 1963 entstanden und sind von diesem 
Zeitpunkt an jährlich mit 3 V 2 vom Hundert zu ver- 
zinsen. Die Zinsen sind halbjährlich, erstmals am 
1. Juli 1963, zu zahlen. § 5 Abs. 4 des Rentenauf- 
besserungsgesetzes gilt entsprechend. 


ABSCHNITT III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 7 

Die in § 10 des saarländischen Gesetzes Nr. 669 
zur Aufbesserung von Leistungen aus Lebens- und 
Rentenversicherungen im Saarland vom 19. Juni 
1959 (Amtsblatt des Saarlandes S, 1085) bezeich- 
neten Verbindlichkeiten des Saarlandes gegenüber 
Versicherungsunternehmen werden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1959 vom Bund übernommen, und 
zwar die Forderungen der Versicherungsunterneh- 
men 

1. nach § 3 des Gesetzes 

als Rentenausgleichsforderungen, auf die §§ 5, 6, 
7 Abs. 1 des Rentenaufbesserungsgesetzes ent- 
sprechend anzuwenden sind, 

2. nach den §§ 1 und 6 des Gesetzes 

als Ausgleichsforderungen, auf die § 9 des Ge- 
setzes zur Aufbesserung von Leistungen aus 
Renten- und Pensionsversicherungen sowie aus 
Kapitalzwangsversicherungen vom 24. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) entsprechend an- 
zuwenden ist. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 6 

(1) Den Versicherungsunternehmen werden in 
Höhe des Betrages, der zur Deckung der sich nach 
§ 4 Abs. 1 und 1 a ergebenden zusätzlichen Ver- 
bindlichkeiten erforderlich ist, Ausgleichsforderun- 
gen gegen den Bund zugeteilt. §§ 6 und 7 Abs. 1 
des Rentenaufbesserungsgesetzes gelten entspre- 
chend. Bestimmungen über die Berechnung zusätz- 
licher Prämienreserven für Leistungen nach § 4 
Abs. 1 und 1 a sind in den Geschäftsplan nach § 4 
Abs. 3 aufzunehmen. 

(2) unverändert 


(2 a) Den Versicherungsunternehmen stehen für 
die Bearbeitung 1,50 DM je Versicherung zu. In 
Höhe der sich aus Satz 1 ergebenden Beträge haben 
die Versicherungsunternehmen Anspruch auf eine 
mit dreieinhalb vom Hundert jährlich verzinsliche 
Ausgleichsforderung gegen den Bund. 

(3) Die Ausgleichsforderungen nach Absatz 1 
und 2 a gelten als am 1. Januar 1963 entstanden und 
sind von diesem Zeitpunkt an jährlich mit 3 V 2 vom 
Hundert zu verzinsen. Die Zinsen sind halbjährlich, 
erstmals am 1. Juli 1963, zu zahlen. § 5 Abs. 4 des 
Rentenaufbesserungsgesetzes gilt entsprechend. 


ABSCHNITT III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 7 

Die in § 10 des saarländischen Gesetzes Nr. 669 
bezeichneten Verbindlichkeiten des Saarlandes ge- 
genüber Versicherungsunternehmen werden mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1959 vom Bund übernommen, 
und zwar die Forderungen der Versicherungsunter- 
nehmen 


1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse de 

3. nach § 9 des Gesetzes 3. unverändert 

als Ausgleichsforderungen, auf die § 10 des Ge- 
setzes vom 24. Dezember 1956 entsprechend an- 
zuwenden ist. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten u n v e 

Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- unve 

kündung in Kraft. 


s 16. Ausschusses 


§ 8 

rändert 

§ 9 

rändert 
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